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Ina Latendorf (DIE LINKE):  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann gleich 

an meinen Vorredner anknüpfen: Ja, der Wolf hat seinen Platz in der Natur - 

auch hier in Deutschland. Und das ist nicht der erste und sicherlich nicht der 

letzte Antrag der Union, in dem Artenschutz und Naturschutz infrage gestellt 

und EU-Recht negiert wird.  

Die wiederkehrenden Anträge zum Abschuss des Wolfes sind nun um 

den Bären erweitert. Und täglich grüßt der Wolf und nun auch der Bär - so 

könnte man den Antrag der Union zusammenfassen, 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD) 

wohl wissend, dass hier wieder der zweite Schritt vor dem ersten gefordert wird, 

wohl wissend, dass es zunächst um die Definition und Feststellung des guten 

Erhaltungszustandes für die geschützten Arten Wolf und nun auch Bär gehen 

muss, bevor man die Aufnahme in das bundesdeutsche Jagdrecht hier fordert 

und diskutiert.  

Sehr geehrte Damen und Herren von der Union, mal ehrlich, Ihr Herz hat 

sich erst seit Ihrem Gang in die Opposition für die Weidetierhaltung geöffnet.  

(Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): Das stimmt allerdings!) 

Zumindest steht das so in der Überschrift.  

Zur Erinnerung: Über viele Jahre hat sich meine Fraktion hier im 

Bundestag konsequent für mehr Unterstützung der Weidetierhaltung und des 

präventiven Herdenschutzes eingesetzt. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Ihre Instrumentalisierung des Wolfes für die Versäumnisse der vergangenen 

Jahre ist aus meiner Sicht offensichtlich.  

Die weidetierhaltenden Betriebe, insbesondere in der Schaf- und 

Ziegenhaltung, hatten lange vor der Rückkehr des Wolfes existenzielle 

Probleme. Deren Leistungen und der große Beitrag für den Landschaftsschutz 

wurden nicht ausreichend honoriert. Darüber hinaus wurde die wertvolle 

Schafwolle wegen des Desinteresses des Marktes zu Sondermüll und erzeugte 

sogar Kosten statt Einnahmen. Und das ist doch eine Schande. 

(Beifall bei der LINKEN - Björn Simon (CDU/CSU): Was 

hat das mit dem Wolf zu tun?) 

Hinzu kommt, dass Schäferinnen und Schäfer immer weniger Flächen 

zur Verfügung haben, insbesondere Triftwege wie Rand- und Schonstreifen. 

Auch die Bodenkaufpreise und Pachtpreise sind mittlerweile explodiert und für 

die extensiven Schafhalter unbezahlbar. Die Schäferinnen und Schäfer leben 

auch ohne den Wolf oft am Existenzminimum, an der Armutsgrenze. Beim 

Schäfertag in Thüringen im Sommer wurde ein errechneter Stundenlohn von 

6 Euro angesprochen. Und das ist doch der eigentliche Skandal! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Auch wenn die Prämien für extensive Bewirtschaftung, die es inzwischen auch 

für Mutterschafe gibt, etwas helfen: Es reicht nicht.  

Ich fordere im Namen meiner Fraktion einen einheitlichen 

Rechtsanspruch auf Unterstützung von Herdenschutzmaßnahmen, sowohl für 

Zäune als auch für Hunde, für Herdenschutzesel und ja, auch für Yaks. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Deren Einsatz wird in meinem Landkreis, in Ludwigslust-Parchim, gerade 

ausprobiert, auch um präventiv tätig zu sein. Und Herdenschutzmaßnahmen 

müssen auch in Gebieten bewilligt werden, wo sich noch kein Wolf angesiedelt 

hat, damit gar nicht erst etwas passiert. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es ist richtig: Es muss eine bundesweite Regelung zum 

Wolfsmanagement geben. Und es ist richtig: Zulässige Entnahmen sollten 

unbürokratisch möglich sein.  

(Björn Simon (CDU/CSU): Ja! Danke!) 

Und auch richtig ist: Der Erhaltungszustand muss objektiv bewertet werden.  

(Andreas Bleck (AfD): Dann legen Sie mal los! - Dr. Anja 

Weisgerber (CDU/CSU): Dann müssen wir das mal 

machen!) 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:  

Kommen Sie bitte zum Schluss. 

Ina Latendorf (DIE LINKE):  

Erst wenn das erfolgt ist, können wir über Weiteres reden, so wie es auch der 

Agrarminister in Mecklenburg-Vorpommern gerade angekündigt hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD) 


